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AsylG 2005 810 Abs1
AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 838 Abs1
AsylG 2005 88 Abs1

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 & 38 heute

AsylG 2005 8 38 giltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 38 gultig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 & 38 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 38 gtiltig von 01.07.2008 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 & 38 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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. AsylG 2005 8§ 8 heute
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025
3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
5. AsylG 2005 8§ 8 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
7. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
8. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
9. AsylG 2005 § 8 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch

B4 407.104-1/2009/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Florian NEWALD als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Karin WINTER
als Beisitzerin Uber die Beschwerde des XXXX, kosovarischer Staatsangehdriger, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 20.5.2009, ZI. 09 05.838-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof
hat durch den Richter Mag. Florian NEWALD als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Karin WINTER als Beisitzerin Uber
die Beschwerde des rémisch 40 , kosovarischer Staatsangehdriger, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
20.5.2009, ZI. 09 05.838-BAT, in nichtdffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaf3 88 3, 8, 10 und 38 Asylgesetz 2005 (AsylG) als unbegrindet abgewiesenDie Beschwerde
wird gemal3 Paragraphen 3, 8, 10 und 38 Asylgesetz 2005 (AsylG) als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer, ein kosovarischer Staatsangehoriger albanischer Volksgruppenzugehorigkeit und
muslimischen Glaubens, reiste seinen Angaben zufolge am 18.5.2009 illegal in das Osterreichische Bundesgebiet ein
und stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei seiner Erstbefragung am selben Tag durch
Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes der Polizeiinspektion Traiskirchen EAST, gab er dazu - zusammengefasst -
Folgendes an: Er stamme aus XXXX, und habe dort "ein sehr schweres Leben, keine Perspektiven und nicht einmal
genug zu essen" gehabt. Sein Vater habe versucht zu arbeiten, aber nur schwer Arbeit gefunden. Seine Brider und er
selbst hatten versucht, auf Baustellen zu arbeiten, seien jedoch selten tatsachlich beschaftigt worden. Aus diesen
Grinden habe er den Kosovo verlassen, Probleme habe er mit niemandem. In Osterreich verfuge er Uber keinerlei
Verwandte.1. Der Beschwerdeflhrer, ein kosovarischer Staatsangehoriger albanischer Volksgruppenzugehorigkeit und
muslimischen Glaubens, reiste seinen Angaben zufolge am 18.5.2009 illegal in das Osterreichische Bundesgebiet ein
und stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei seiner Erstbefragung am selben Tag durch
Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes der Polizeiinspektion Traiskirchen EAST, gab er dazu - zusammengefasst -
Folgendes an: Er stamme aus romisch 40 , und habe dort "ein sehr schweres Leben, keine Perspektiven und nicht
einmal genug zu essen" gehabt. Sein Vater habe versucht zu arbeiten, aber nur schwer Arbeit gefunden. Seine Brider
und er selbst hatten versucht, auf Baustellen zu arbeiten, seien jedoch selten tatsachlich beschaftigt worden. Aus
diesen Griinden habe er den Kosovo verlassen, Probleme habe er mit niemandem. In Osterreich verflge er Uber
keinerlei Verwandte.

2. Nach Zulassung des Verfahrens am 20.5.2009 beim Bundesasylamt einvernommen, gab der Beschwerdefuhrer im
Wesentlichen Folgendes an:

Er sei zuletzt vor ca. vier Monaten einer Arbeit nachgegangen und habe finanzielle Probleme gehabt. Den Kosovo habe
er aufgrund einer "sozialen Krise" verlassen. Sein Vater habe versucht zu arbeiten, es aber nicht gekonnt, weil er krank
sei. Er selbst habe mit seinen Bridern ab und zu auf der Baustelle gearbeitet. "Wir lebten in sehr schwierigen
Lebensbedingungen, manchmal auch ohne etwas zu essen". Sie hatten kein Brot zu Hause gehabt, es sei "nicht mehr
gegangen". Weitere Grinde habe er nicht, im Fall der Rickkehr wirde er "vor Hunger sterben". Nach Vorhalt
vorlaufiger Sachverhaltsannahmen zur wirtschaftlichen Lage im Kosovo (ua. dass die Grundversorgung der
Bevolkerung mit Lebensmitteln gewahrleistet sei und bedurftige Personen staatliche Unterstitzung in Form von
Sozialhilfe erhalten wirden, was alleine aber oft nicht zur Abdeckung der Grundbedirfnisse ausreiche) gab der
Beschwerdefiihrer an, dass die Lage tatsachlich so sei. Auf Vorhalt, er habe keine Asylgriinde im Sinne der Genfer
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Fluchtlingskonvention geschildert, weswegen beabsichtigt sei, seinen Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen,
machte der Beschwerdefihrer keine Angaben.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Antrag des BeschwerdefUhrers auf internationalen
Schutz ab, erkannte ihm gemaf § 3 Abs. 1 bzw. § 8 Abs. 1 AsylG (jeweils iVm & 2 Abs. 1 Z 13 AsylG) weder den Status
eines Asylberechtigten noch jenen eines subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Republik
Kosovo zu und wies ihn gemaf3 § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in die Republik Kosovo
aus. Gemal § 38 Abs. 1 Z 4 AsylG wurde einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung aberkannt. Nach Wiedergabe
des Verfahrensganges traf das Bundesasylamt Feststellungen zur Person des Beschwerdefiihrers, im Wesentlichen,
dass er kosovarischer Staatsangehoriger sei und der albanischen Volksgruppe angehore. Weiters traf es umfangreiche
Feststellungen zur Situation im Kosovo, insbesondere auch zur Grundversorgung und Wirtschaftslage. Neben den dem
Beschwerdefiihrer in der Einvernahme am 20.5.2009 vorgehaltenen Sachverhaltsannahmen wurde uberdies
festgestellt, dass auch von Nichtregierungsorganisationen Hilfeleistungen erbracht wiirden. Die Nichtzuerkennung des
Status eines Asylberechtigten begrindete das Bundesasylamt damit, dass der Beschwerdefiihrer keine
Verfolgungsgrinde geltend gemacht habe. Schwierige Lebensumstande allgemeiner Natur sowie der Wunsch nach
Emigration in der Erwartung besserer Verdienstmoglichkeiten rechtfertigten die Gewahrung von Asyl nicht. Zur
Nichtzuerkennung des Status eines subsidiar Schutzberechtigten wurde ausgefuhrt, es konne ausgeschlossen werden,
dass dem Beschwerdefuhrer die Lebensgrundlage im Kosovo ganzlich entzogen sei, da er dort eine Wohnmaglichkeit
habe und als junger, gesunder Mensch zumindest Gelegenheitsarbeiten verrichten kénne. AuBerdem seien im Kosovo
Hilfsorganisationen stationiert, die Familien, die nicht in der Lage seien, ihre Grundbedurfnisse zu befriedigen,
unterstitzten. Auch herrsche im Kosovo keine solch extreme Gefahrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin
zurlickkehre, einer Gefahrdung ausgesetzt sei. Zur Ausweisungsentscheidung wurde festgehalten, dass Hinweise auf
familidre Anknipfungspunkte in Osterreich nicht vorldgen; ebenso wenig lagen Hinweise vor, dass die Ausweisung
unzulassig in das Privatleben des Beschwerdefuhrers eingreife. Die Entscheidung, einer Beschwerde die aufschiebende
Wirkung abzuerkennen, begrindete das Bundesasylamt damit, dass keine Verfolgung im Sinne von Art. 10 der
Richtlinie 2004/83/EG vom 29.4.2004 (Statusrichtlinie) vorgebracht worden sei und auch nichts darauf hindeute, dass
dem Beschwerdefuhrer im Kosovo eine solche drohe.3. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den
Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz ab, erkannte ihm gemal Paragraph 3, Absatz eins, bzw.
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG (jeweils in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG) weder den Status
eines Asylberechtigten noch jenen eines subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Republik
Kosovo zu und wies ihn gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in die
Republik Kosovo aus. Gemal3 Paragraph 38, Absatz eins, Ziffer 4, AsylG wurde einer Beschwerde die aufschiebende
Wirkung aberkannt. Nach Wiedergabe des Verfahrensganges traf das Bundesasylamt Feststellungen zur Person des
Beschwerdefihrers, im Wesentlichen, dass er kosovarischer Staatsangehoriger sei und der albanischen Volksgruppe
angehdre. Weiters traf es umfangreiche Feststellungen zur Situation im Kosovo, insbesondere auch zur
Grundversorgung und Wirtschaftslage. Neben den dem Beschwerdeflhrer in der Einvernahme am 20.5.2009
vorgehaltenen Sachverhaltsannahmen wurde Uberdies festgestellt, dass auch von Nichtregierungsorganisationen
Hilfeleistungen erbracht wirden. Die Nichtzuerkennung des Status eines Asylberechtigten begriindete das
Bundesasylamt damit, dass der Beschwerdefiihrer keine Verfolgungsgrinde geltend gemacht habe. Schwierige
Lebensumstande allgemeiner Natur sowie der Wunsch nach Emigration in der Erwartung besserer
Verdienstmoglichkeiten rechtfertigten die Gewahrung von Asyl nicht. Zur Nichtzuerkennung des Status eines subsidiar
Schutzberechtigten wurde ausgefihrt, es konne ausgeschlossen werden, dass dem BeschwerdefUhrer die
Lebensgrundlage im Kosovo ganzlich entzogen sei, da er dort eine Wohnmoglichkeit habe und als junger, gesunder
Mensch zumindest Gelegenheitsarbeiten verrichten kénne. AuBerdem seien im Kosovo Hilfsorganisationen stationiert,
die Familien, die nicht in der Lage seien, ihre Grundbedurfnisse zu befriedigen, unterstitzten. Auch herrsche im
Kosovo keine solch extreme Gefdhrdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurtickkehre, einer Gefahrdung
ausgesetzt sei. Zur Ausweisungsentscheidung wurde festgehalten, dass Hinweise auf familidre Ankntpfungspunkte in
Osterreich nicht vorldgen; ebenso wenig ligen Hinweise vor, dass die Ausweisung unzul3ssig in das Privatleben des
Beschwerdefiihrers eingreife. Die Entscheidung, einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung abzuerkennen,
begriindete das Bundesasylamt damit, dass keine Verfolgung im Sinne von Artikel 10, der Richtlinie 2004/83/EG vom
29.4.2004 (Statusrichtlinie) vorgebracht worden sei und auch nichts darauf hindeute, dass dem Beschwerdeflihrer im
Kosovo eine solche drohe.
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4. Gegen diesen Bescheid richtet sich die rechtzeitige Beschwerde, die keinen konkreten Fallbezug erkennen lasst.
Ausgefuhrt wird darin (ohne dies naher zu konkretisieren), dass die Behdrde bei Durchfihrung eines ordentlichen
Ermittlungsverfahrens hatte feststellen mussen, dass dem Beschwerdefuhrer in seiner Heimat asylrelevante
Verfolgung drohe. Hinsichtlich der Sicherheitslage und der Menschenrechte wirden im Bescheid lediglich gesetzliche
Grundlagen zitiert, ohne auf deren Effektivitat und Umsetzung in der Realitat einzugehen. Der Beschwerdefuhrer sei
jedenfalls in seiner Heimat asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt gewesen und wuirde bei einer Abschiebung Gefahr
laufen, verhaftet und unmenschlicher Behandlung oder Strafe unterworfen zu werden. Es bestiinden daher
unzweifelhaft stichhaltige Grinde fir die Annahme, dass sein Leben oder seine Freiheit bedroht sei. Der
Beschwerdefiihrer "ersuche, das Bestehen einer solchen Gefahrdungssituation zu erheben". Hinsichtlich der
Ausweisungsentscheidung wurde ausgefuhrt, dass der Beschwerdeflhrer bis zum rechtskraftigen Abschluss des

Verfahrens zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sei.
II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
1. Festgestellt wird:

Nach Ansicht des Asylgerichtshofes besteht kein Grund, die im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen zur
Staatsangehdrigkeit und Volksgruppenzugehdrigkeit des Beschwerdeflhrers in Zweifel zu ziehen. Die Feststellungen
zur Lage im Kosovo basieren auf aktuellen Berichten angesehener staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen,
denen auch in der Beschwerde (wo zu Unrecht ausgefuhrt wird, das Bundesasylamt habe lediglich gesetzliche

Grundlagen zitiert) nicht substantiiert entgegengetreten wurde.

Der Asylgerichtshof schlieBt sich daher den genannten Feststellungen des Bundesasylamtes an (zum
Beschwerdevorbringen, wonach der BeschwerdefUhrer bereits in der Vergangenheit asylrelevanter Verfolgung
ausgesetzt gewesen sei und ihm eine solche auch im Fall seiner nunmehrigen Rickkehr drohe sowie bezlglich des
Vorbringens zu seiner wirtschaftlichen Situation im Kosovo, vgl. die Ausfihrungen unter Punkt 2.3.2. respektive
2.4.2.).Der Asylgerichtshof schliet sich daher den genannten Feststellungen des Bundesasylamtes an (zum
Beschwerdevorbringen, wonach der BeschwerdefUhrer bereits in der Vergangenheit asylrelevanter Verfolgung
ausgesetzt gewesen sei und ihm eine solche auch im Fall seiner nunmehrigen Ruckkehr drohe sowie bezlglich des
Vorbringens zu seiner wirtschaftlichen Situation im Kosovo, vergleiche die Ausfuhrungen unter Punkt 2.3.2. respektive
2.4.2).

2. Rechtlich folgt:

2.1. Gemal’ § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge: AsylGHG, Art. 1 Asylgerichtshof-EinrichtungsgesetzBGBI. |
4/2008 [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) idF der DienstRNov. 2008 BGBI. | 147 ist auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof grundsatzlich das AVG mit der MaRRgabe sinngemal? anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. GemaR § 66 Abs. 4 AVG iVm 8§ 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof,
sofern die Beschwerde nicht als unzulassig oder verspatet zurlckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu
entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener des
Bundesasylamtes zu setzen und demgemal’ den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzudndern.2.1. GemaR
Paragraph 23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz (in der Folge: AsylGHG, Artikel eins, Asylgerichtshof-
Einrichtungsgesetz Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008, [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) in der Fassung der
DienstRNov. 2008 Bundesgesetzblatt romisch eins 147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsatzlich das
AVG mit der MaRBgabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt. Gemal Paragraph 66, Absatz 4, AVG in Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG hat der
Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache
selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener des
Bundesasylamtes zu setzen und demgemaf den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

2.2. GemaR § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Mal3gabe anzuwenden, dass eine mindliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht.2.2. GemaR Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der MalRgabe
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anzuwenden, dass eine mundliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.

2.3.1. GeméaR § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der Antrag
nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2
GFK droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in 8 2 Abs. 1 Z 11 AsylG, die auf Art. 9 der Richtlinie 2004/83/EG des
Rates vom 29. April 2004 Gber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Gber den Inhalt
des zu gewahrenden Schutzes, ABI. 2004 Nr. L 304/12 [Statusrichtlinie] verweist). GemaR § 3 Abs. 3 AsylG ist der
Asylantrag bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine
innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund @ 6 AsylG) gesetzt
hat.2.3.1. GemaR Paragraph 3, Absatz eins, AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat,
soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen
ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd
Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK droht vergleiche auch die Verfolgungsdefinition in Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer
11, AsylG, die auf Artikel 9, der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 iber Mindestnormen fiur die
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdérigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die
anderweitig internationalen Schutz bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABIl. 2004 Nr. L
304/12 [Statusrichtlinie] verweist). Gemal Paragraph 3, Absatz 3, AsylG ist der Asylantrag bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11,
AsylG) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6, AsylG) gesetzt hat.

Fluchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Gber die Rechtsstellung der Fluchtlinge
BGBI. 78/1974) - deren Bestimmungen gemaR§ 74 AsylG unberihrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aulierhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren."Fllichtling iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK in der
Fassung des Artikel eins, Absatz 2, des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge Bundesgesetzblatt 78 aus
1974,) - deren Bestimmungen gemald Paragraph 74, AsylG unberlhrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtckzukehren."

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter BerUcksichtigung der
Verhdltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten
Situation tatsachlich fiirchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) furchten wirde (vgl. VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771). Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persdnliche Sphare des Einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rulckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Die
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwWGH
9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache daflir sein, dass sich der
Asylwerber auRerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet.Zentraler Aspekt
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dieses Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann eine Furcht nur
dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter BerUcksichtigung der Verhdltnisse im
Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist vergleiche zB VwWGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,2000/01/0131;
25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation
tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgriinden)
firchten wirde vergleiche VWGH 19.12.2007, 2006/20/0771). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von
erheblicher Intensitat in die zu schitzende persénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt
vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der
Rackkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn
eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt
nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem
der Grinde haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,
99/20/0128; 23.11.2006,2005/20/0551); sie muss Ursache daflr sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines
Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet.

2.3.2. Wie bereits das Bundesasylamt zutreffenderweise ausgefUhrt hat, konnte der Beschwerdefiihrer keine
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung aus Grinden der GFK glaubhaft machen. Sofern in der Beschwerde (in
standardisierter Form und ohne ndhere AusfUhrungen) vorgebracht wird, dass der Beschwerdefiihrer im Kosovo
asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt gewesen sei und ihm eine solche im Fall der Rickkehr drohe, ist dies aufgrund
seiner eigenen Angaben bei der Erstbefragung, wo ausdrucklich angegeben wurde, dass er mit niemandem Probleme
habe, sowie aufgrund der Ausfihrungen beim Bundesasylamt, wo nichts dergleichen geschildert wurde, als nicht
glaubwurdig zu qualifizieren. Dem in der Beschwerde geduRerten "Ersuchen", eine Gefdhrdungssituation zu erheben,
ist Uberdies schon deswegen nicht nachzukommen, da dies einen unzulassigen Erkundungsbeweis darstellen wirde
(vgl. etwa Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht®, 169; VwGH 13.11.202, 99/03/0026). Davon abgesehen fallt dieses
(zuvor mit keinem Wort erwahnte) Vorbringen - auch unter Berticksichtigung der Rechtsprechung der Gerichtshofe des
offentlichen Rechts zur Vorgangerbestimmung, ndmlich zu § 32 Abs. 1 Asylgestz 1997 (VfSlg. 17.340/2004, Punkt III.
4.7.4.2; VWGH 27.9.2005, 2005/01/0313) - unter das in8& 40 Abs. 1 AsylG normierte Neuerungsverbot.2.3.2. Wie bereits
das Bundesasylamt zutreffenderweise ausgefihrt hat, konnte der Beschwerdefuhrer keine wohlbegriindete Furcht vor
Verfolgung aus Grinden der GFK glaubhaft machen. Sofern in der Beschwerde (in standardisierter Form und ohne
nahere Ausfihrungen) vorgebracht wird, dass der Beschwerdefihrer im Kosovo asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt
gewesen sei und ihm eine solche im Fall der Rickkehr drohe, ist dies aufgrund seiner eigenen Angaben bei der
Erstbefragung, wo ausdricklich angegeben wurde, dass er mit niemandem Probleme habe, sowie aufgrund der
Ausfiihrungen beim Bundesasylamt, wo nichts dergleichen geschildert wurde, als nicht glaubwirdig zu qualifizieren.
Dem in der Beschwerde geduflerten "Ersuchen", eine Gefahrdungssituation zu erheben, ist Gberdies schon deswegen
nicht nachzukommen, da dies einen unzuldssigen Erkundungsbeweis darstellen wirde vergleiche etwa Thienel,
Verwaltungsverfahrensrecht?, 169; VWGH 13.11.202, 99/03/0026). Davon abgesehen fallt dieses (zuvor mit keinem Wort
erwahnte) Vorbringen - auch unter Berlcksichtigung der Rechtsprechung der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts zur
Vorgangerbestimmung, namlich zu Paragraph 32, Absatz eins, Asylgestz 1997 (VfSlg. 17.340 aus 2004,, Punkt romisch
drei. 4.7.4.2; VwGH 27.9.2005,2005/01/0313) - unter das in Paragraph 40, Absatz eins, AsylG normierte
Neuerungsverbot.

Des Weiteren haben sich auch keine Anhaltspunkte daflr ergeben, dass der Beschwerdefihrer, der sowohl in
ethnischer als auch in religidser Hinsicht der Mehrheitsbevélkerung des Kosovo angehort, dort bereits aufgrund seiner
Volksgruppenzugehorigkeit oder seines religiosen Bekenntnisses mit Verfolgung rechnen musste.

2.4.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist dem
Asylwerber gemal3§ 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Status des subsididar Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine
Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde". Nach 8 8 Abs. 2 AsylG ist die
Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach§& 3 AsylG zu
verbinden.2.4.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so
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ist dem Asylwerber gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zuzuerkennen, "wenn eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen wirde". Nach Paragraph 8, Absatz 2, AsylG ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status mit der
abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, AsylG zu verbinden.

Gemal & 8 Abs. 3 und 6 AsylG ist der Asylantrag bezuglich dieses Status abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offensteht oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann.
Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (8§ 2 Abs. 172 13,810 Abs. 17 2,827 Abs. 2und 4und 8 57 Abs. 11Z 3
AsylG) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsididrer Schutz gewahrt wird, sein Asylantrag auch in
dieser Beziehung formlich abzuweisen ist.Gemal3 Paragraph 8, Absatz 3 und 6 AsylG ist der Asylantrag bezUglich dieses
Status abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11, AsylG) offensteht oder wenn der
Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften
(Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13,, Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2,, Paragraph 27, Absatz 2 und 4 und Paragraph
57, Absatz 11, Ziffer 3, AsylG) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsididrer Schutz gewahrt wird, sein
Asylantrag auch in dieser Beziehung formlich abzuweisen ist.

2.4.1.2. Die Voraussetzungen dafur, einem Asylwerber subsididren Schutz zu gewahren, unterscheiden sich im
Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 BGBI. | 76 (in der Folge: AsylG 1997) idF der
Asylgesetznovelle 2003 BGBI. | 101 (AsylGNov. 2003; entspricht § 8 AsylG 1997 in der Stammfassung) iVm & 57 Abs. 1
Fremdengesetz 1997 BGBI | 75 (in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine
Entsprechung zu den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylGNov. 2003 iVm § 57 Abs. 2 FrG, also
dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung lautete in ihrer Stammfassung: "Die
Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn stichhaltige Grinde
far die Annahme bestehen, daR sie Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der
Todesstrafe unterworfen zu werden."2.4.1.2. Die Voraussetzungen daflr, einem Asylwerber subsididren Schutz zu
gewahren, unterscheiden sich im Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz
1997 Bundesgesetzblatt romisch eins 76 (in der Folge: AsylG 1997) in der Fassung der Asylgesetznovelle 2003
Bundesgesetzblatt romisch eins 101 (AsylGNov. 2003; entspricht Paragraph 8, AsylG 1997 in der Stammfassung) in
Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, Fremdengesetz 1997 Bundesgesetzblatt romisch eins 75 (in der Folge: FrG)
zu geschehen hatte. (Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine Entsprechung zu den Voraussetzungen nach
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 in der Fassung der AsylGNov. 2003 in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz 2,
FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen Bestimmung.) Diese Bestimmung lautete in ihrer
Stammfassung: "Die Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn
stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dal sie Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung oder
Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden."

Durch Art. 1 BGBGBI. | 126/2002 erhielt § 57 Abs. 1 FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lautete: "Die
Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Art. 2 EMRK,
Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Gber die
Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde."Durch Artikel eins, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, erhielt
Paragraph 57, Absatz eins, FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lautete: "Die Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Artikel 2, EMRK, Artikel 3,
EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde."

Die Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme stichhaltiger
Grinde verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder
der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der Europdischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der Folge: EMRK) gesetzt wurde. Die Erlauterungen zur
Regierungsvorlage der Novelle motivieren die Anderung wie folgt (1172 BIgNR 21. GP, 35): "Die Anderungen in § 57 Abs.
1 tragen dem Erkenntnis des Européischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der Causa Ahmed versus Osterreich
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Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist
klargestellt, dass die ZurlGckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzulassig ist, wenn
stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die Betroffenen Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung
oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies sonst eine unmenschliche Behandlung ist."Die
Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme stichhaltiger
Grunde verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder
der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der Europdischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der Folge: EMRK) gesetzt wurde. Die Erlduterungen zur
Regierungsvorlage der Novelle motivieren die Anderung wie folgt (1172 BIgNR 21. GP, 35): "Die Anderungen in
Paragraph 57, Absatz eins, tragen dem Erkenntnis des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte in der Causa
Ahmed versus Osterreich Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den Intentionen
des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die Zurtickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung Fremder in einen
Staat unzulassig ist, wenn stichhaltige Griinde fur die Annahme bestehen, dass die Betroffenen Gefahr laufen, dort
unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies sonst eine
unmenschliche Behandlung ist."

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle gednderte Text des §
57 Abs. 1 FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte (VwGH 16.7.2003,
2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt nichts geandert habe. Das
muss auch fur die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext
durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur EMRK (ber die Abschaffung der Todesstrafe, BGBI. 138/1985, ersetzt, zu
einer Minderung des Schutzes von Fremden fuhren sollte, erlaubt doch Art. 2 dieses Protokolls "die Todesstrafe fur
Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche
Minderung nicht beabsichtigt (vgl. Putzer/Rohrbdck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005
[2007] Rz. 197 mwN).Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle
gednderte Text des Paragraph 57, Absatz eins, FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur
Stammfassung judiziert hatte (VWGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005,2005/01/0080), dass
sich mithin am Inhalt nichts geandert habe. Das muss auch fur die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die
Bedrohung mit der Todesstrafe im Gesetzestext durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur EMRK Uber die
Abschaffung der Todesstrafe, Bundesgesetzblatt 138 aus 1985,, ersetzt, zu einer Minderung des Schutzes von Fremden
fUhren sollte, erlaubt doch Artikel 2, dieses Protokolls "die Todesstrafe fur Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei
unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche Minderung nicht beabsichtigt vergleiche
Putzer/Rohrboéck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005 [2007] Rz. 197 mwN).

Vergleicht man nun den so verstandenen § 57 Abs. 1 FrG mit8 8 Abs. 1 AsylG, so zeigen sich zwei Unterschiede: Zum
einen bezieht sich &8 8 Abs. 1 AsylG auch auf das Protokoll Nr. 13 zur EMRK,BGBI. 1ll 22/2005, zum anderen wird im
zweiten Teil des & 8 Abs. 1 AsylG iW Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07)
wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegenlber § 57 Abs. 1 FrG
nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung untersagte (das
Protokoll Nr. 13 erlaubt gegenliber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum
zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu § 57 Abs. 1 FrG davon
ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei anzugehéren -,
der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, kdnne der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 26.6.1997,
95/21/0294;Vergleicht man nun den so verstandenen Paragraph 57, Absatz eins, FrG mit Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG, so zeigen sich zwei Unterschiede: Zum einen bezieht sich Paragraph 8, Absatz eins, AsylG auch auf das Protokoll
Nr. 13 zur EMRK, Bundesgesetzblatt Teil 3, 22 aus 2005,, zum anderen wird im zweiten Teil des Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG iW Artikel 15, Litera c, der Statusrichtlinie (dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07) wiederholt. Zum ersten
Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegenUber Paragraph 57, Absatz eins, FrG nicht
erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung untersagte (das Protokoll
Nr. 13 erlaubt gegentber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum zweiten Punkt ist
festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu Paragraph 57, Absatz eins, FrG davon
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ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei anzugehéren -,
der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, EMRK gewadhrleisteten Rechte ausgesetzt ware, kénne der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSIg. 15.437 A/2000; VWGH 26.6.1997, 95/21/0294;

6.11.1998, 97/21/0504; 18.12.1998,95/21/1028; 18.5.1999,96/21/0037; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203;
8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 30.11.2000, 2000/20/0405;

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001,2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 25.1.2001,2000/20/0543; 21.6.2001,
99/20/0460;

16.4.2002,2000/20/0131; 17.9.2008,2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwWGH 12.2.1999,95/21/1097; 12.4.1999,
95/21/1074; 12.4.1999,95/21/1104; 10.5.2000,97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002,98/21/0004; 14.1.2003,
2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte, der
solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der Prufung, ob die Ruckfiihrung zulassig ist,
ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte Konigreich, Z 108; 17.12.1996, Ahmed gegen
Osterreich, Z 44; 26.4.2005, Mislim gegen die Turkei, Z 66; 17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Konigreich, Z 113). Auf
dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die Ansicht vertreten, die erste Variante des 8 8 Abs. 1 AsylG decke "immer
auch jene Falle ab [...], die unter die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte wiirden
vom Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Art. 3 EMRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstande, die
unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer/Rohrbock, Asylrecht, Rz. 199). Bei
diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Europdische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den
Tatbestanden des Art. 15 lit. b (entspricht in seiner Textierung Art. 3 EMRK) und Art. 15 lit. ¢ der Statusrichtlinie
vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen (vgl dazu AsylGH 11.5.2009, C5 309.519-1/2008/4E).16.4.2002,
2000/20/0131; 17.9.2008,2008/23/0588; in diesem Sinne auch VWGH 12.2.1999,95/21/1097; 12.4.1999,95/21/1074;
12.4.1999, 95/21/1104; 10.5.2000, 97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002,98/21/0004; 14.1.2003,2001/01/0432).
Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fir Menschenrechte, der solche
extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der Prifung, ob die Rickfihrung zuldssig ist, ansieht
(zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte Kénigreich, Ziffer 108,; 17.12.1996, Ahmed gegen Osterreich,
Ziffer 44,; 26.4.2005, Muslim gegen die Turkei, Ziffer 66,; 17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Konigreich, Ziffer 113,).
Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die Ansicht vertreten, die erste Variante des Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG decke "immer auch jene Falle ab [...], die unter die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen
Sachverhalte wirden vom Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Artikel 3, EMRK subsumiert. Im
Ergebnis seien Umstdande, die unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst
(Putzer/Rohrbdck, Asylrecht, Rz. 199). Bei diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Europaische Gerichtshof
im Urteil Elgafaji zwischen den Tatbestanden des Artikel 15, Litera b, (entspricht in seiner Textierung Artikel 3, EMRK)
und Artikel 15, Litera c, der Statusrichtlinie vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen vergleiche dazu AsylGH
11.5.2009, C5 309.519-1/2008/4E).

2.4.1.3. Da somit§ 8 Abs. 1 AsylG inhaltlich dem§ 8 AsylG 1997 iVm § 57 Abs. 1 FrG entspricht, kann zu seiner
Auslegung insoweit die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen
werden. Die Rechtsprechung zu 8 57 FrG knUpft an jene zum inhaltsgleichen & 37 Fremdengesetz BGBI. 838/1992 an.
FUr § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBI | 126/2002 kann auf die Rechtsprechung zur Stammfassung dieser Bestimmung BGBI |
75/1997) zurlckgegriffen werden (VwWGH 16.7.2003,2003/01/0059; 19.2.2004,99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich
deckt. Nach der Judikatur zu (8 8 AsylG 1997 iVm) & 57 FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw.
Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zuruckliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001,
2001/20/0011).2.4.1.3. Da somit Paragraph 8, Absatz eins, AsylG inhaltlich dem Paragraph 8, AsylG 1997 in Verbindung
mit Paragraph 57, Absatz eins, FrG entspricht, kann zu seiner Auslegung insoweit die Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen werden. Die Rechtsprechung zu Paragraph 57, FrG
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knlpft an jene zum inhaltsgleichen Paragraph 37, Fremdengesetz Bundesgesetzblatt 838 aus 1992, an. Fur Paragraph
57, Absatz eins, FrG in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002, kann auf die Rechtsprechung zur
Stammfassung dieser Bestimmung Bundesgesetzblatt Teil eins, 75 aus 1997,) zuruckgegriffen werden (VwGH
16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt. Nach der Judikatur zu (Paragraph 8,
AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 57, FrG ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser
Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte
oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefahrdung bzw.
Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie
sie bei der Frage des Asyls bestehen (VWGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zuruckliegen,
sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben vergleiche VwWGH 14.10.1998, 98/01/0122;
25.1.2001, 2001/20/0011).

Gemald § 8 Abs. 3 und § 11 Abs. 1 AsylG ist der Asylantrag auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen, wenn
dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat
oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm der Aufenthalt in
diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet,
wenn die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil
des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (nach der Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das
gesamte Staatsgebiet beziehen; zB VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001,2000/20/0438; 30.5.2001,
97/21/0560).Gemald Paragraph 8, Absatz 3 und Paragraph 11, Absatz eins, AsylG ist der Asylantrag auch in Bezug auf
den subsididaren Schutz abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von
sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz
gewahrleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann
("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet, wenn die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (nach der
Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das gesamte Staatsgebiet beziehen; zB VWGH 26.6.1997,
95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 30.5.2001, 97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Birgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten (oder anderer in 8 8 Abs. 1 AsylG erwahnter) Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. die vorhin wiedergegebene
Rsp. des VWGH,; vgl. die Formulierung des § 8 Abs. 1 AsylG und die oben erdrterte Abgrenzung des Schutzumfanges des
Art. 3 EMRK zu Art. 15 lit. ¢ Statusrichtlinie). Die bloRBe Moglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genlgt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat
(unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG, dies ist nun auf § 8 Abs. 1 AsylG zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu
lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028).Herrscht in einem Staat eine extreme
Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten
Bevolkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel
3, EMRK gewahrleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG erwahnter) Rechte ausgesetzt ware, so kann
dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen vergleiche die vorhin wiedergegebene Rsp. des
VwGH; vergleiche die Formulierung des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG und die oben erdrterte Abgrenzung des
Schutzumfanges des Artikel 3, EMRK zu Artikel 15, Litera ¢, Statusrichtlinie). Die bloBe Mdglichkeit einer dem Artikel 3,
EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genligt nicht, um seine
Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG, dies ist nun auf Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG zu Ubertragen) als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafur
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.2.2001, 98/21/0427;
20.6.2002, 2002/18/0028).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass er
aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben wiirde, in dem von seinem Antrag erfassten
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Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann.
Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von
Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwWGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,
99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des
Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VWGH
2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des8 8 AsylG 1997 (nunmehr:§ 8 Abs. 1 AsylG) zu beachten (VWGH
25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die
in seiner Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH
30.9.1993, 93/18/0214).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 57, FrG hat der Fremde
glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben wirde, in
dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch
sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten
"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH
21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist
mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauert werden (VWGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des Paragraph 8,
AsylG 1997 (nunmehr: Paragraph 8, Absatz eins, AsylG) zu beachten (VwWGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und
deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214).

2.4.2. Wie bereits oben ausgefihrt, bestehen keine stichhaltigen Grinde fur die Annahme, dass das Leben oder die
Freiheit des Beschwerdefiihrers aus Grinden seiner Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder politischen Ansichten wegen unzureichendem staatlichen Schutz potentiell bedroht ware. Zu
prifen bleibt, ob es begriindete Anhaltspunkte dafir gibt, dass durch die Zurickweisung, Zurickschiebung oder
Abschiebung des Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat Art. 2 oder 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur EMRK
verletzt wirde:2.4.2. Wie bereits oben ausgefiihrt, bestehen keine stichhaltigen Griinde fur die Annahme, dass das
Leben oder die Freiheit des Beschwerdefiihrers aus Grinden seiner Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Ansichten wegen unzureichendem staatlichen Schutz potentiell
bedroht ware. Zu prifen bleibt, ob es begrindete Anhaltspunkte dafir gibt, dass durch die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeflhrers in seinen Herkunftsstaat Artikel 2, oder 3 EMRK oder das
Protokoll Nr. 6 zur EMRK verletzt wirde:

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeflhrer bei einer Rickkehr in den Kosovo tatsachlich
Gefahr liefe, in seiner Lebensgrundlage gefahrdet zu sein. Denn beim Beschwerdeflhrer handelt es sich (wie bereits
das Bundesasylamt angenommen hat und in der auch in der Beschwerde nicht in Abrede gestellt wurde) um einen
jungen, gesunden und arbeitsfahigen Mann. AuBerdem verfligt er in seinem Herkunftsstaat Gber familiare
AnknUpfungspunkte (zumindest Eltern und Geschwister) und es sind keine Grinde ersichtlich, weshalb er nicht wieder
im Elternhaus Aufenthalt nehmen kdnnte. Selbst wenn er - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes - nicht in der
Lage sein sollte, seinen Lebensunterhalt aus eigener Kraft bzw. allenfalls mit Unterstitzung seiner Familie zu
bestreiten, bestinde die Mdglichkeit, Sozialhilfe zu beziehen oder nétigenfalls die Unterstitzung von
Hilfsorganisationen in Anspruch zu nehmen (vgl. dazu neben den im angefochtenen Bescheid genannten Quellen etwa
die Auskunft des Spezialattachés im Kosovo, Mag. Wolfgang Hochmdiller, vom 12.11.2007 zu ZI. 536/07, wonach sich
selbst im Fall der Nichtunterstitzung durch die Familie "im Kosovo nach wie vor einzelne internationale und
humanitare Organisationen (,Mutter Theresa', Rotes Kreuz, Caritas ...) [finden], die humanitare Hilfe ermdglichen").
Hinzuweisen ist dazu ferner auch auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, wonach sich aus schlechten
Lebensbedingungen keine Gefdhrdung bzw. Bedrohung im Sinne des & 57 FrG ergibt (vgl. etwa VwGH 30.1.2001,
2001/01/0021).Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdefiihrer bei einer Ruckkehr in den
Kosovo tatsachlich Gefahr liefe, in seiner Lebensgrundlage gefahrdet zu sein. Denn beim Beschwerdefuhrer handelt es
sich (wie bereits das Bundesasylamt angenommen hat und in der auch in der Beschwerde nicht in Abrede gestellt
wurde) um einen jungen, gesunden und arbeitsfahigen Mann. AuBBerdem verflgt er in seinem Herkunftsstaat Gber
familidare Anknipfungspunkte (zumindest Eltern und Geschwister) und es sind keine Grunde ersichtlich, weshalb er
nicht wieder im Elternhaus Aufenthalt nehmen konnte. Selbst wenn er - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes -
nicht in der Lage sein sollte, seinen Lebensunterhalt aus eigener Kraft bzw. allenfalls mit Unterstitzung seiner Familie
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zu bestreiten, bestinde die Méoglichkeit, Sozialhilfe zu beziehen oder notigenfalls die Unterstitzung von
Hilfsorganisationen in Anspruch zu nehmen vergleiche dazu neben den im angefochtenen Bescheid genannten
Quellen etwa die Auskunft des Spezialattachés im Kosovo, Mag. Wolfgang Hochmdller, vom 12.11.2007 zu ZI. 536/07,
wonach sich selbst im Fall der Nichtunterstitzung durch die Familie "im Kosovo nach wie vor einzelne internationale
und humanitare Organisationen (,Mutter Theresa', Rotes Kreuz, Caritas ...) [finden], die humanitare Hilfe ermdglichen").
Hinzuweisen ist dazu ferner auch auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, wonach sich aus schlechten
Lebensbedingungen keine Gefahrdung bzw. Bedrohung im Sinne des Paragraph 57, FrG ergibt vergleiche etwa VwGH
30.1.2001, 2001/01/0021).

Schlief3lich kann aufgrund der getroffenen Feststellungen auch nicht gesagt werden, dass eine Ruckkehr des
Beschwerdefiihrers fur diesen als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit sich bringen wirde. Denn im
Kosovo ist eine Zivilperson nicht allein aufgrund ihrer Anwesenheit einer solchen Bedrohung ausgesetzt.

2.5.1. GemalR§ 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird. Gemal § 10
Abs. 2 Z 1 und 2 AsylG ist eine Ausweisung unzuldssig, wenn dem Fremden ein nicht auf das AsylG gestltztes
Aufenthaltsrecht zukommt oder sie eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirde. Bei Beantwortung der Frage, ob
eine solche Verletzung von Art. 8 EMRK vorliegt, sind gemal3 § 10 Abs. 2 Z 2 lit. a bis h AsylG - insbesondere - zu
berUcksichtigten: die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des
Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der
Grad der Integration, die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden, die strafgerichtliche Unbescholtenheit,
VerstoRe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in
dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. Wirde die Durchfiihrung der Ausweisung
aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3 EMRK verletzen, so ist
gemal 8 10 Abs. 3 AsylG die Durchfihrung flr die notwendige Zeit aufzuschieben2.5.1. GemaR Paragraph 10, Absatz
eins, Ziffer 2, AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der
Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird. GemaR Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer eins
und 2 AsylG ist eine Ausweisung unzulassig, wenn dem Fremden ein nicht auf das AsylG gestitztes Aufenthaltsrecht
zukommt oder sie eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirde. Bei Beantwortung der Frage, ob eine solche
Verletzung von Artikel 8, EMRK vorliegt, sind gemal3 Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, Litera a bis h AsylG - insbesondere
- zu berlcksichtigten: die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des
Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der
Grad der Integration, die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden, die strafgerichtliche Unbescholtenheit,
VerstoRe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in
dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. Wirde die Durchfihrung der Ausweisung
aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Artikel 3, EMRK verletzen, so ist
gemal Paragraph 10, Absatz 3, AsylG die Durchfuhrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.

Bei der Abwagung, die durch Art. 8 EMRK vorgeschrieben wird, stehen die Interessen des Fremden an seinem Verbleib
im Inland, die durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschutzt sind, dem offentlichen Interesse an der Beendigung seines
Aufenthaltes gegenuber. Nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 17.3.2005, G 78/04 ua., (S 47) zur
Vorgangerbestimmung des 8§ 10 AsylG (namlich § 8 Abs. 2 AsylG 1997) beabsichtigt der Gesetzgeber, "durch die
zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine Uber die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende
Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloR auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland
aufhalten durften, zu verhindern". Dem in 8 37 FrG verankerten Ausweisungshindernis durfte nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung unterstellt werden, "es ware fir Fremde zulassig,
sich durch die Missachtung der fur die Einreise und den Aufenthalt von Fremden geltenden Vorschriften im
Bundesgebiet ein Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VwGH 22.3.2002, 99/21/0082 mwN). Nichts anderes kann aber fir
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die durch das AsylG vorgeschriebene Abwagung gelten, hat doch der Verfassungsgerichtshof (zu 8 8 Abs. 2 AsylG 1997)
ausgesprochen (VfGH 17.3.2005, G 78/04 ua., S 50): "8 37 FrG legt [...] Kriterien fest, die sich auch aus der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte [..] zu Art. 8 EMRK in Fallen der
AuBerlandesschaffung eines Fremden ergeben und die von den Asylbehdrden bei Ausweisungen nach § 8 Abs. 2 AsyIG,
auch wenn sie dort nicht genannt sind, zu beachten sind."Bei der Abwagung, die durch Artikel 8, EMRK vorgeschrieben
wird, stehen die Interessen des Fremden an seinem Verbleib im Inland, die durch Artikel 8, Absatz eins, EMRK
geschutzt sind, dem &ffentlichen Interesse an der Beendigung seines Aufenthaltes gegeniber. Nach dem Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofes 17.3.2005, G 78/04 ua., (S 47) zur Vorgangerbestimmung des Paragraph 10, AsylG
(namlich Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 1997) beabsichtigt der Gesetzgeber, "durch die zwingend vorgesehene
Ausweisung von Asylwerbern eine (ber die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im
Inland von Personen, die sich bisher bloB auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu
verhindern". Dem in Paragraph 37, FrG verankerten Ausweisungshindernis durfte nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung unterstellt werden, "es ware flr Fremde zuldssig, sich durch die
Missachtung der fUr die Einreise und den Aufenthalt von Fremden geltenden Vorschriften im Bundesgebiet ein
Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VWGH 22.3.2002, 99/21/0082 mwN). Nichts anderes kann aber fir die durch das
AsylG vorgeschriebene Abwagung gelten, hat doch der Verfassungsgerichtshof (zu Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 1997)
ausgesprochen (VfGH 17.3.2005, G 78/04 ua., S 50): "8 37 FrG legt [..] Kriterien fest, die sich auch aus der
Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte [..] zu Artikel 8, EMRK in Fallen der
AuBerlandesschaffung eines Fremden ergeben und die von den Asylbehdrden bei Ausweisungen nach Paragraph 8,
Absatz 2, AsylG, auch wenn sie dort nicht genannt sind, zu beachten sind."

2.5.2.1. Der volljghrige (im Kosovo geborene und aufgewachsene) Beschwerdefiihrer verfligt seinen eigenen Angaben
zufolge in Osterreich (ber keinerlei Verwandten, wihrend in seinem Herkunftsstaat seine Eltern und Geschwister
leben. Dass die Ausweisung des Beschwerdefuhrers in sein durch Art. 8 EMRK geschitztes Recht auf Familienleben
eingreifen wurde, kann daher nicht angenommen werden.2.5.2.1. Der volljahrige (im Kosovo geborene und
aufgewachsene) Beschwerdefiihrer verfiigt seinen eigenen Angaben zufolge in Osterreich (iber keinerlei Verwandten,
wahrend in seinem Herkunftsstaat seine Eltern und Geschwister leben. Dass die Ausweisung des Beschwerdefiihrers in
sein durch Artikel 8, EMRK geschitztes Recht auf Familienleben eingreifen wirde, kann daher nicht angenommen
werden.

2.5.2.2. Zu einer allfalligen Verletzung des Beschwerdeflhrers in seinem Recht auf Privatleben, ist Folgendes
auszufihren: Bei der Bewertung des Privatlebens spielt die zeitliche Komponente eine zentrale Rolle, da - abseits
familidarer Umstande - eine von Art. 8 EMRK geschitzte Integration erst nach einigen Jahren im Aufenthaltsstaat
anzunehmen ist (vgl. Thym, EuGRZ 2006, 541). Ausgehend davon, dass der Verwaltungsgerichtshof bei einem
dreieinhalbjihrigen Aufenthalt im Allgemeinen von einer eher kiirzeren Aufenthaltsdauer ausgeht (vgl. Chvosta, 0JZ
2007/74 unter Hinweis auf die Erk. 8.3.2005,2004/18/0354; 27.3.2007,2005/21/0378), ist im Fall des
Beschwerdefiihrers, der sich erst seit Mai 2009 in Osterreich aufhilt, jedenfalls anzunehmen, dass der Aufenthalt im
Bundesgebiet zu kurz ist, als dass ein Eingriff in das genannte Recht anzunehmen ware.2.5.2.2. Zu einer allfalligen
Verletzung des Beschwerdeflhrers in seinem Recht auf Privatleben, ist Folgendes auszufiihren: Bei der Bewertung des
Privatlebens spielt die zeitliche Komponente eine zentrale Rolle, da - abseits familidrer Umstande - eine von Artikel 8,
EMRK geschitzte Integration erst nach einigen Jahren im Aufenthaltsstaat anzunehmen ist vergleiche Thym, EuGRZ
2006, 541). Ausgehend davon, dass der Verwaltungsgerichtshof bei einem dreieinhalbjahrigen Aufenthalt im
Allgemeinen von einer eher kiirzeren Aufenthaltsdauer ausgeht vergleiche Chvosta, O)Z 2007/74 unter Hinweis auf die
Erk. 8.3.2005, 2004/18/0354; 27.3.2007, 2005/21/0378), ist im Fall des Beschwerdeflihrers, der sich erst seit Mai 2009 in
Osterreich aufhilt, jedenfalls anzunehmen, dass der Aufenthalt im Bundesgebiet zu kurz ist, als dass ein Eingriff in das

genannte Recht anzunehmen ware.

2.5.2.3. Sollte aber - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes - davon auszugehen sein, dass die Ausweisung des
Beschwerdefihrers in sein Recht auf Privat- oder Familienleben eingreifen wirde, ware ein solcher Eingriff jedenfalls
insofern iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt, als das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung das Interesse
des Beschwerdefiihrers an einem weiteren Verbleib in Osterreich Gberwiegt: Denn der illegal (vgl. dazu jingst VWGH
22.1.2009, 2008/21/0654) nach Osterreich eingereiste Beschwerdefiihrer, der sein bisheriges Leben im Kosovo
verbrachte und dort Uber familidre Ankniipfungspunkte verfiigt, durfte sich in Osterreich bisher nur auf Grund seines
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Antrages auf internationalen Schutz aufhalten, der zu keinem Zeitpunkt berechtigt war (vgl. mit ahnlichen
Uberlegungen zu Ausweisungen nach 8§ 33 Abs. 1 FrG zB VwGH 20.2.2004, 2003/18/0347; 26.2.2004,2004/21/0027;
27.4.2004, 2000/18/0257; sowie EGMR 8.4.2008, NNYANZI v Vereinigtes Konigreich, Rs 21878/06, wonach ein vom
Fremden in einem Zeitraum, in dem er sich blol3 aufgrund eines Asylantrages im Aufnahmestaat aufhalten darf,
begriindetes Privatleben per se nicht geeignet ist, die UnverhaltnismaRigkeit des Eingriffes zu begriinden). Vor diesem
Hintergrund ist eine Verletzung des Art. 8 EMRK auch dann nicht anzunehmen, wenn andere maf3gebliche Aspekte zu
seinen Gunsten in die Guterabwadgung einzuflieBen hatten, so etwa, wenn davon auszugehen wadre, dass der
Beschwerdefilhrer in der Lage sein sollte, fiir seinen Unterhalt in Osterreich selbst (auf legale Weise)
aufzukommen.2.5.2.3. Sollte aber - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes - davon auszugehen sein, dass die
Ausweisung des Beschwerdeflhrers in sein Recht auf Privat- oder Familienleben eingreifen wiirde, ware ein solcher
Eingriff jedenfalls insofern iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK gerechtfertigt, als das offentliche Interesse an der
Aufenthaltsbeendigung das Interesse des Beschwerdefilhrers an einem weiteren Verbleib in Osterreich (iberwiegt:
Denn der illegal vergleiche dazu jingst VwWGH 22.1.2009, 2008/21/0654) nach Osterreich eingereiste
Beschwerdefiihrer, der sein bisheriges Leben im Kosovo verbrachte und dort Uber familidare Anknipfungspunkte
verfligt, durfte sich in Osterreich bisher nur auf Grund seines Antrages auf internationalen Schutz aufhalten, der zu
keinem Zeitpunkt berechtigt war vergleiche mit dhnlichen Uberlegungen zu Ausweisungen nach Paragraph 33, Absatz
eins, FrG zB VwWGH 20.2.2004, 2003/18/0347; 26.2.2004,2004/21/0027; 27.4.2004,2000/18/0257; sowie EGMR 8.4.2008,
NNYANZI v Vereinigtes Kdnigreich, Rs 21878/06, wonach ein vom Fremden in einem Zeitraum, in dem er sich bloR
aufgrund eines Asylantrages im Aufnahmestaat aufhalten darf, begriindetes Privatleben per se nicht geeignet ist, die
Unverhaltnismaligkeit des Eingriffes zu begriinden). Vor diesem Hintergrund ist eine Verletzung des Artikel 8, EMRK
auch dann nicht anzunehmen, wenn andere maRgebliche Aspekte zu seinen Gunsten in die Guterabwagung
einzuflieBen hatten, so etwa, wenn davon auszugehen ware, dass der Beschwerdefiihrer in der Lage sein sollte, fur
seinen Unterhalt in Osterreich selbst (auf legale Weise) aufzukommen.

2.5.2.4. Es ist somit nicht davon auszugehen, dass die Ausweisung des Beschwerdefiihrers gegen Art. 8 EMRK
verstof3t.2.5.2.4. Es ist somit nicht davon auszugehen, dass die Ausweisung des Beschwerdeflhrers gegen Artikel 8,
EMRK verstoRt.

2.5.2.5. Weiters kann weder gesagt werden, dass dem Beschwerdeflhrer ein nicht auf das AsylG gestlitztes
Aufenthaltsrecht zukdme noch dass sich Hinweise darauf ergeben hatten, dass die Durchfihrung der Ausweisung aus
Grinden, die in der Person des Beschwerdefihrers liegen und nicht von Dauer sind, Art. 3 EMRK verletzen kdnnten
(vgl. dazu auch das unter Punkt 2.4.2. Ausgefihrte).2.5.2.5. Weiters kann weder gesagt werden, dass dem
Beschwerdefiihrer ein nicht auf das AsylG gestitztes Aufenthaltsrecht zukdme noch dass sich Hinweise darauf ergeben
hatten, dass die Durchfiihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Beschwerdefiihrers liegen und
nicht von Dauer sind, Artikel 3, EMRK verletzen kénnten vergleiche dazu auch das unter Punkt 2.4.2. Ausgefihrte).

3. Es war daher spruchgemaR zu entscheiden. Die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung konnte gemafi§ 41
Abs. 7 AsylG unterbleiben. Weiters war der Beschwerde nicht gemaR§ 38 Abs. 2 AsylG die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, da - wie sich aus dem Ausgeflhrten ergibt - nicht anzunehmen war, dass eine Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.3. Es war daher spruchgemal3 zu
entscheiden. Die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung konnte gemaR Paragraph 41, Absatz 7, AsylG
unterbleiben. Weiters war der Beschwerde nicht gemaR Paragraph 38, Absatz 2, AsylG die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, da - wie sich aus dem Ausgeflhrten ergibt - nicht anzunehmen war, dass eine Zurtckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde
oder fUr ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.
Schlagworte

aufschiebende Wirkung, Ausweisung, Glaubwurdigkeit, Lebensgrundlage, non refoulement, soziale Verhaltnisse
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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